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Seenotrettungskrise im Mittelmeer

Zweifelhafter Aktionismus
Thorsten Fuchshuber

MIGRATIOUN

allem Italien und Frankreich gerieten 
aneinander. Die Regierung in Paris 
sagte zwar zu, eines der von Italien 
abgewiesenen Schiffe einen französi-
schen Hafen ansteuern zu lassen, warf 
der Regierung Meloni jedoch vor, ge-
gen die gemeinsame Verantwortung 
für die Aufnahme von Flüchtlingen 
und Migrant*innen zu verstoßen: 
„Das Vertrauen wurde gebrochen“, 
sagte Laurence Boone, die französi-
sche Ministerin für europäische An-
gelegenheiten gegenüber dem Radio-
sender „France Info“. Es habe eine 
einseitige Entscheidung gegeben, „die 
Leben in Gefahr bringt und die auch 
nicht mit dem internationalen Recht 
übereinstimmt“.

Frankreich hatte zuvor zugesi-
chert, über den im vergangenen Juni 
von der französischen Ratspräsident-
schaft lancierten freiwilligen Solidari-
tätsmechanismus 3.500 Migrant*innen 
aus Italien aufzunehmen, um das 
Land zu entlasten. Nun nahm man die-
se Zusage vorerst zurück. Laut der UN-
Flüchtlingshilfsorganisation (UNHCR) 
hat Italien seit Jahresbeginn bereits 
rund 88.000 Gerettete bei sich aufge-
nommen, nur 15 Prozent von ihnen 
gingen von NGO-Booten aus an Land, 
die meisten anderen wurden von der 
italienischen Küstenwache gerettet.

Um die Situation zu entspannen, 
beeilte sich die Europäische Kommis-
sion, konkrete Lösungsvorschläge zu 
produzieren. Für Freitag vergangener 
Woche wurde ein Sondergipfel der 
EU-Innen- und Justizminister*innen 
einberufen. Bereits am Montag davor 
hatte die EU-Kommission einen „Ak-
tionsplan“ präsentiert, der von den 
Teilnehmer*innen des außerordent-
lichen Treffens dann auch „begrüßt“ 
worden sei. Er sieht eine Stärkung des 
freiwilligen Solidaritätsmechanismus, 
eine bessere Koordination der Seenot-
rettung, vor allem aber einen Ausbau 
der Kooperation mit „Partnerländern“ 
vor. Auf der planmäßigen EU-Innen- 
und Justizministerkonferenz am Don-
nerstag und Freitag kommender Wo-
che in Brüssel will man weiter über 
entsprechende Schritte debattieren, 
wie sie auch im von der EU-Kommis-
sion vor zwei Jahren vorgeschlagenen 
Migrationspakt festgehalten worden 
sind (siehe den Artikel „Pakt der Ab-
schiebung“ in woxx 1599).

Insbesondere Libyen, Tunesien 
und Ägypten werden in dem jüngs-
ten Aktionsplan als Partnerländer 
genannt. Ganze 13 von insgesamt 20 
Punkten des Plans sind der Frage ge-
widmet, wie man vorwiegend nord-

afrikanische Länder motivieren kann, 
Flüchtlinge und Migrant*innen von 
den EU-Außengrenzen fernzuhalten. 
Nebst einer eher unpräzisen Wunsch-
liste in der „Entwicklungszusammen-
arbeit“, etwa zu Fragen wie „Sicher-
heit, Visa, Handel, Landwirtschaft, 
Investitionen und Beschäftigung, 
Energie, Umwelt und Klimawandel“, 
die eine vertiefte Kooperation für die 
afrikanischen „Partner“ wohl attraktiv 
machen soll, sind es vor allem konkre-
te Themen, die angesprochen werden. 
So ist davon die Rede, dass die genann-
ten Ländern bei der „Entwicklung ge-
meinsamer gezielter Maßnahmen zur 
Verhinderung der irregulären Aus-
reise“ sowie bei einem „wirksameren 
Grenz- und Migrationsmanagement“ 
unterstützt werden sollen. Neue regio-
nale Programme zur Bekämpfung des 
Schmuggels von Migrant*innen sind 
ebenfalls vorgesehen. Ob die „Partner“ 
bereits aktiv in die neuen Pläne einbe-
zogen wurden, geht aus dem Entwurf 
nicht hervor.

„Das Vertrauen wurde 
gebrochen“, sagte Laurence 
Boone, die französische 
Ministerin für europäische 
Angelegenheiten 
gegenüber dem 
Radiosender „France Info“.

Ohnehin steht die Kooperation mit 
Libyen seit Jahren scharf in der Kritik 
(siehe den Artikel „Bündnis mit den 
Banden“ in woxx 1685 und auch den 
Artikel über Libyen in der aktuellen 
Ausgabe). Dennoch spricht man gera-
de hier von „ehrgeizigen Zielen“, die 
man im kommenden Jahr erreichen 
will. Zwar ist dabei auch von einer 
„verstärkten Nutzung“ nicht näher 
präzisierter „humanitärer Korridore 
von Libyen in die EU“ die Rede, aber 
auch eine vermeintlich „freiwillige hu-
manitäre Rückkehr aus Libyen in die 
Herkunftsländer“ oder „sichere“ Dritt-
länder soll forciert werden. Zudem sei 
eine Arbeitsvereinbarung zwischen 
der EU-Grenzschutzagentur Frontex 
und der zuständigen EU-Mission zur 
Unterstützung des Grenzschutzes in 
Libyen (EUBAM) auszuhandeln, um 
bei der sogenannten libyschen Küs-
tenwache das Bewusstsein für die 
„europäischen Standards für den 
Grenzschutz“ zu fördern. Auch eine 

Kooperation mit dem Niger und Ägyp-
ten ist in diesem Geiste vorgesehen.

Besonders die Libyen betreffen-
den Vorschläge ernteten viel Kritik. 
Der EU-Abgeordnete Philippe Lam-
berts von den belgischen Grünen be-
zeichnete die libysche Küstenwache 
als „bewaffnete Banden, die von der 
Europäischen Union bezahlte Unifor-
men tragen“. Auch Catherine Wool-
lard, Direktorin des Europäischen Rats 
für Flüchtlinge und im Exil lebende 
Personen (ECRE) schrieb in einer Ana-
lyse des Aktionsplans, Libyen könne 
„nicht als Teil einer Lösung angese-
hen werden, wenn man die schreck-
lichen Gewalttaten bedenkt, die dort 
stattfinden“.

„Die Kooperation mit Libyen ist 
beschämend“, bekräftigte Woollard 
auch gegenüber der woxx. Die im Ak-
tionsplan gemachten Vorschläge pau-
schal als zu wenig konkret oder neu 
aufgekocht abtun, wie es in manchen 
Medien zu lesen war, möchte sie aber 
trotzdem nicht. „Das ist keine hilfrei-
che Form, die Dinge zu betrachten“, so 
die ECRE-Direktorin. Einige der alten 
Vorschläge und Ideen seien durchaus 
brauchbar: „Das Vorhaben, die Umver-
teilung der Flüchtlinge und Migranten 
zu regeln, der Versuch, ein Abkom-
men für eine fairere Aufteilung bei 
der Ausschiffung von Geretteten zu 
schließen  – das alles sind nicht unbe-
dingt neue Ideen, aber sie sind immer 
noch relevant.“ Enttäuschend am Ak-
tionsplan der EU-Kommission findet 
sie vor allem die starke Betonung der 
Verantwortung der Länder außerhalb 
Europas: „Das ist ebenfalls nicht neu, 
aber eben auch nicht realistisch.“

Immerhin: Auch eine bessere Ko-
ordinierung von Such- und Rettungs-
maßnahmen in der Seenotrettung 
mahnt die EU-Kommission an. „Leben 
zu retten ist immer unsere erste Auf-
gabe“, sagte die EU-Kommissarin für 
Inneres, Ylva Johansson, bei der Vor-
stellung des Plans in Straßburg. Daher 
soll auch die Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedsstaaten und priva-
ten beziehungsweise NGO-geführten 
Rettungsschiffen verbessert werden.

Mit solchen Ankündigungen rennt 
man bei den NGOs offene Türen ein. 
Jedoch werden deren Kommunikati-
onsversuche von den nationalen Küs-
tenwachen wieder und wieder igno-
riert. „Während die „Humanity 1“ alle 
zuständigen Rettungskoordinations-
zentren (RCC) stets ordnungsgemäß 
und in Echtzeit über alle Phasen der 
drei Such- und Rettungsaktionen infor-
miert hat, sind weder das maltesische 

Ein neuer Aktionsplan der EU-
Kommission soll den Streit zwischen 
den EU-Mitgliedsstaaten über die 
Seenotrettung von Flüchtlingen im 
Mittelmeer schlichten helfen. Vieles 
dreht sich um die Lastenverteilung, 
und nicht nur die neue italienische 
Regierung weiß dies zu instrumenta-
lisieren. Kommende Woche werden 
die zuständigen Minister*innen über 
weitere Schritte debattieren – wohl 
auch, indem man die Verantwortung 
noch mehr nach Afrika abschiebt.

Es ist schwer, das Elend noch ad-
äquat beim Namen zu nennen, das 
sich seit vielen Jahren auf dem Mittel-
meer abspielt. Seit 2014 sind nachweis-
lich mehr als 25.000 Flüchtlinge und 
Migrant*innen bei dem gefährlichen 
Versuch, das Gewässer von Afrika kom-
mend in Richtung Europa zu überque-
ren, ums Leben gekommen. Das sind 
mehr als die Hälfte aller weltweit auf 
ihrer jeweiligen Route zu Tode gekom-
menen Flüchtlinge und Migrant*innen, 
seit die „International Organization for 
Migration“ (IOM) im genannten Jahr 
die zweifelsfrei belegbaren Opfer zu 
verzeichnen begonnen hat.

Zugleich nimmt die Zahl derer, die 
auf der sogenannten „Zentralen Mit-
telmeerroute“ das Risiko einer Über-
fahrt auf sich nehmen, wieder zu. 
Rund 90.000 Menschen haben sich seit 
Jahresbeginn vorwiegend von Libyen 
und Tunesien aus aufgemacht, um in 
Europa Sicherheit und eine bessere 
Lebensperspektive zu finden. Das sind 
über 50 Prozent mehr als im Vorjahr. 
Viele von ihnen stammen aus Ägypten, 
Tunesien und Bangladesch.

Angesichts dessen kritisierte die zi-
vile Seenotrettungsorganisation „SOS 
Humanity“ am vergangenen Dienstag 
eine weitere Zuspitzung der „tödli-
chen Abschottungspolitik“ der Euro-
päischen Union in den vergangenen 
Wochen. Das hat auch mit der Haltung 
der neuen italienischen Regierung zu 
tun. Diese hatte Mitte November meh-
reren Seenotrettungsschiffen mit Ge-
retteten an Bord tagelang die Einfahrt 
in italienische Häfen verweigert und 
dann zunächst nur einer selektiven 
Ausschiffung von Kranken, Frauen 
und Kindern sowie unbegleiteten Ju-
gendlichen zugestimmt. Man habe den 
Bürgerinnen und Bürger versprochen, 
„die Grenzen des Landes zu verteidi-
gen“, erläuterte Italiens Ministerprä-
sidentin Giorgia Meloni diesen auch 
rechtlich umstrittenen Schritt.

Konflikte zwischen den EU-Mit-
gliedstaaten blieben nicht aus. Vor 

https://germany.representation.ec.europa.eu/news/reform-der-europaischen-asyl-und-migrationspolitik-einigung-auf-solidaritatsmechanismus-2022-06-23_de
https://germany.representation.ec.europa.eu/news/reform-der-europaischen-asyl-und-migrationspolitik-einigung-auf-solidaritatsmechanismus-2022-06-23_de
https://www.unhcr.org/news/press/2022/11/636923f14/unhcr-iom-appeal-urgent-disembarkation-stranded-refugees-migrants-central.html
https://www.unhcr.org/news/press/2022/11/636923f14/unhcr-iom-appeal-urgent-disembarkation-stranded-refugees-migrants-central.html
https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/jha/2022/11/25/?utm_source=twitter.com&utm_medium=social&utm_campaign=20221125-JHA-results&utm_content=photo
https://home-affairs.ec.europa.eu/news/commission-proposes-action-plan-challenges-central-mediterranean-2022-11-21_en
https://home-affairs.ec.europa.eu/news/commission-proposes-action-plan-challenges-central-mediterranean-2022-11-21_en
https://www.woxx.lu/eu-migration-pakt-der-abschiebung/
https://www.woxx.lu/eu-migration-pakt-der-abschiebung/
https://ecre.org/editorial-shipwreck-or-solidarity-whats-next-on-the-mediterranean-sar-crisis/
https://ecre.org/editorial-shipwreck-or-solidarity-whats-next-on-the-mediterranean-sar-crisis/
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/eu-aktionsplan-migranten-101.html
https://euobserver.com/migration/156460?utm_source=euobs&utm_medium=email
https://euobserver.com/migration/156460?utm_source=euobs&utm_medium=email
https://www.iom.int/news/iom-decries-50000-documented-deaths-during-migration-worldwide
https://www.iom.int/news/iom-decries-50000-documented-deaths-during-migration-worldwide
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Das Such- und Rettungsschiff „Geo Barents“ Anfang November im Hafen von Catania auf Sizilien: Die italienische Regierung hatte dem Schiff mit 572 Geretteten an Bord ursprünglich nur erlaubt, „vulnerable“ Personen 
auszuschiffen. Der Kapitän, der angewiesen wurde, den Hafen danach wieder zu verlassen, verweigerte dies. 
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noch das italienische noch das liby-
sche RCC ihrer gesetzlichen Pflicht zur 
Koordinierung nachgekommen“, heißt 
es etwa im jüngsten Einsatzbericht des 
Seenotrettungsschiffs „Humanity 1“ 
von Ende November. Andere NGOs, 
wie etwa „Sea-Watch“, berichten von 
gleichlautenden Erfahrungen.

Laut Aktionsplan sind die EU-Mit-
gliedstaaten „nach internationalem 
Gewohnheitsrecht und konventionel-
lem Recht sowie nach dem Unions-
recht verpflichtet, Personen, die sich 
in Seenot befinden, bis zur sicheren 
Ausschiffung Hilfe zu leisten, unab-
hängig von den Umständen, die sie in 
eine solche Situation gebracht haben“. 
Demnach macht man offiziell aus der 
uneingeschränkten rechtlichen Ver-
pflichtung zur Seenotrettung keinen 
Hehl. Dies führt jedoch wieder zurück 
zur Kooperation mit Libyen.

Nach internationalen Maßstäben 
sei Libyen nämlich keineswegs ein 
für eine „sichere Ausschiffung“ ge-
eignetes Land, so Catherine Woollard 
gegenüber der woxx. „Es wäre daher 
für jedes europäische Schiff ein ille-
galer Akt, Menschen an der libyschen 
Küste von Bord zu schicken; man soll-
te also auch nicht mit der libyschen 
Küstenwache zusammenarbeiten, die 
genau dies tut.“ Viele Konflikte, die es 

mit den NGO-Schiffen gebe, resultier-
ten gerade daraus, „dass diese das in-
ternationale Recht respektieren und 
Menschen, die sie aus Seenot gerettet 
haben, eben nicht nach Libyen zu-
rückbringen und auch nicht mit der 
libyschen Küstenwache kooperieren.“

Insbesondere Libyen, 
Tunesien und Ägypten 
werden in dem jüngsten 
Aktionsplan als 
Partnerländer genannt.

Auch ein Passus in dem Akti-
onsplan, wonach die Internationale 
Seeschifffahrtsorganisation zur Er-
arbeitung von „Leitlinien für Schiffe 
mit besonderem Schwerpunkt auf 
Such- und Rettungsaktivitäten“ ange-
regt werden soll, erregt Misstrauen. 
„Es gab immer wieder Versuche, die 
Aktivitäten der NGOs einzuschrän-
ken, etwa durch sogenannte „Codes of 
Conduct““, erläutert Woollard das Un-
behagen der betreffenden Organisati-
onen. „Statt geltendes internationales 
Seerecht einzuhalten und umzusetzen, 
soll ein neuer Rechtsrahmen diskutiert 

werden“, kritisierte beispielsweise die 
NGO „SOS Humanity“ in einer Pres-
semitteilung. Dort ist man überzeugt, 
dass die EU-Kommission mit dem ge-
samten Plan weiter „auf Migrationsab-
wehr statt auf die Einhaltung von See- 
und Menschenrechten“ setzt.

Nicht zuletzt will die EU-Kommis-
sion aber offenbar den freiwilligen 
Solidaritätsmechanismus retten. Eine 
aus zehn Ländern gebildete „Koalition 
der Willigen“ versprach im Juni diesen 
Jahres, jene EU-Mittelmeeranrainer-
staaten, in denen die meisten Geret-
teten an Land gehen, nun endlich zu 
entlasten. Bislang allerdings wurden 
auch nach dem neuen Schema statt 
der zugesagten 8.000 Flüchtlinge und 
Migrant*innen erst 117 von ihnen 
umverteilt.

Auch Woollard spricht von einer 
„unverhältnismäßigen Verantwor-
tung“, die Italien zu tragen habe. Sie 
betont, wie notwendig deshalb eine 
Kooperationsvereinbarung zwischen 
den EU-Mitgliedsstaaten, sei, sowohl 
was die Ausschiffung als auch die Um-
verteilung von Migranten angeht. „Es 
bedarf einer koordinierten Antwort, 
damit es nicht dauernd zu einer Krise 
oder Panik kommt, sobald ein Seenot-
rettungsschiff einen sicheren Hafen 
sucht, den es anlaufen kann.“ Nur da-

durch könne man auch verhindern, 
dass einzelne Regierungen mit ihren 
Anweisungen auf eigene Faust eine 
Krise inszenierten.

Ob es auf der EU-Innen- und Jus-
tizministerkonferenz in der kommen-
den Woche gelingen wird, Schritte 
in diese Richtung zu machen, bleibt 
abzuwarten. Unterdessen arbeitet die 
EU-Kommission schon am nächsten 
Aktionsplan, mit dem die sogenannte 
„Westbalkanroute“ dichtgemacht wer-
den soll. Sie stellt laut Frontex nämlich 
den derzeit „aktivsten Zutrittsbereich“ 
von Flüchtlingen und Migrant*innen 
in die EU dar. Dieses Thema wird be-
reits am kommenden Dienstag bei 
einem Gipfeltreffen im albanischen 
Tirana diskutiert.

https://sos-humanity.org/wp-content/uploads/2022/11/20221110_Rotation-Report_2_final.pdf
https://euobserver.com/migration/156416
https://euobserver.com/migration/156416
https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/jha/2022/12/08-09/
https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/jha/2022/12/08-09/
https://www.derstandard.at/story/2000141224507/eu-aktionsplan-gegen-irregulaere-migration-auf-westbalkanroute
https://www.derstandard.at/story/2000141224507/eu-aktionsplan-gegen-irregulaere-migration-auf-westbalkanroute
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2022/12/06/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2022/12/06/

